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Auftrag online finden:
Einfach. Schnell. Effizient.
nü Benachrichtigungen per E-Mail

nü Vergabeunterlagen online

nü Viele weitere Vorteile finden Sie unter

www.bsz.de/business

Aktuelle
Ausschreibungen
warten auf Ihren Abruf

Ausschreibungen für Bayern
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Die kompletten Grundrisse der
Staatskanzlei von Nordrhein-
Westfalen und vertrauliche Doku-
mente zum geplanten Umbau des
Kabinettsaals sind versehentlich
frei zugänglich im Internet veröf-
fentlicht worden. Der landeseigene
Bau- und Liegenschaftsbetrieb
hatte die teilweise als Verschluss-
sache deklarierten Papiere in einer
Ausschreibung für Maler und
Schreiner veröffentlicht. Nach ei-
ner Anfrage der Deutschen Presse-
Agentur bei der Düsseldorfer
Staatskanzlei wurden die Doku-
mente entfernt. Wie es zu der Pan-
ne kam, werde „gegenwärtig noch
aufgeklärt“, sagte ein Sprecher der
dpa.

Die Staatskanzlei im sogenann-
ten Landeshaus nahe dem Düssel-
dorfer Rheinufer wird zurzeit reno-
viert. Für die kommenden Monate
sind Maler- und Schreinerarbeiten
im ganzen Haus geplant, unter an-
derem im Büro von Ministerpräsi-
dent Armin Laschet (CDU) sowie
im Kabinettsaal. Unter anderem
waren Computer-Simulationen
des neuen Saals im Internet zu se-
hen, die als Verschlusssache „VS -
Nur für den Dienstgebrauch“ de-
klariert waren. Auch die Grundris-
se gelten als sicherheitsrelevante
Informationen. > DPA

Panne: Geheime
Dokumente im
Internet publiziert

In den Arbeitsbereichen der öf-
fentlichen Verwaltung kommen
Polstermöbel in Form von Büro-
oder Objektstühlen zum Einsatz.
Mitunter sind Stühle in Konfe-
renz- beziehungsweise Bespre-
chungsräumen gepolstert und in
Eingangsbereichen gepolsterte
Sitzgruppen vorhanden. Polster-
möbel können bei Herstellung,
Nutzung und Entsorgung Um-
weltbelastungen verursachen. Die
Anforderungen für Ausschreibun-
gen beziehen sich daher auf den
gesamten Lebensweg von Polster-
möbeln. Sie betreffen die Herstel-
lung und die dabei eingesetzten
Werkstoffe und Materialien, die
Nutzungsphase sowie die Entsor-
gung von gebrauchten Polstermö-
beln und von Verpackungsmateri-
al für den Transport von neuen
Möbeln. Das Umweltbundesamt
hat darum einen neuen Leitfaden
zur umweltfreundlichen öffentli-
chen Beschaffung von Polstermö-
beln erstellt. Dieser basiert auf
den Kriterien des Umweltzei-
chens Blauer Engel für Polster-
möbel (DE-UZ 117), Ausgabe Ja-
nuar 2018. > BSZ

Leitfaden im Internet unter:
https://www.umweltbundesamt.de/
publikationen/leitfaden-zur-umwelt-
freundlichen-oeffentlichen-3

Umweltfreundliche
Beschaffung von
Polstermöbeln
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verdeckte Ausschreibung eines
Produkts ergab sich für die Verga-
bekammer auch daraus, dass die
Vorbemerkungen des LV das aus-
geschriebene Fabrikat für bin-
dend erklärte, falls der Bieter in
seinem Angebot keine Fabrikats-
angaben getroffen hat. Da der öf-
fentliche Auftraggeber im LV aber
überhaupt kein Leitfabrikat mit
dem Zusatz „oder gleichwertig“
für das elektronische Schließsys-
tem vorgegeben hat, war die
Gleichwertigkeitsprüfung von Al-
ternativ- und Leitprodukt im ei-
gentlichen Sinne nicht möglich.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

gaben zu erfüllen nach Auffas-
sung der Vergabekammer nur ein
Fabrikat für das elektronische
Schließsystem in Betracht kam.
Da insoweit keine Abweichungen
zugelassen waren, konnten die
Bieter nur ein bestimmtes Fabri-
kat anbieten, um diese detaillier-
ten Vorgaben zu erfüllen.

Die millimetergenauen Vorga-
ben in den LV-Positionen ohne
jegliche Abweichungsmöglichkeit
waren nach Meinung der Nach-
prüfungsinstanz nicht nachvoll-
ziehbar und offensichtlich nicht
durch den Auftragsgegenstand ge-
rechtfertigt. Objektive, im Be-
schaffungsgegenstand selbst lie-
gende Gründe waren weder do-
kumentiert noch erkennbar. Die

produktneutralen Ausschreibung.
Denn den Bietern war es durch
die detailgenauen Vorgaben nicht
freigestellt, welches Fabrikat sie
für das elektronische Schließsys-
tem anbieten konnten. Nach An-
sicht der Nachprüfungsbehörde
übernahm die ausschreibende
Stelle eine Vielzahl von Herstel-
lerangaben aus den jeweiligen
Produktdatenblättern. Entschei-
dungserheblich waren vor allem
die genauen in Millimeter vorge-
gebenen Abmessungen in den LV-
Positionen 01.04 und 01.10. Inso-
weit hat die Vergabestelle die
Möglichkeit zum Angebot eines
die Anforderungen erfüllenden
Produkts so weit eingeengt, dass
allein um diese technischen Vor-

produktneutralen Ausschreibung
wird aber nicht nur verstoßen,
wenn einer der in § 7 Abs. 2
VOB/A genannten Ausnahmetat-
bestände nicht vorliegt, sondern
auch dann, wenn die Vorgaben
der Ausschreibung derart spezi-
fisch auf ein bestimmtes Produkt
zugeschnitten sind, dass es den
Bietern letztlich unmöglich ist,
eine davon abweichende Leistung
anzubieten.

Nach Überzeugung der sach-
sen-anhaltischen Vergabekammer
lag eine solche verdeckte pro-
duktspezifische Ausschreibung
hier vor. Die Leistungsbeschrei-
bung verstößt insbesondere in
den LV-Positionen 01.04 und
01.10 gegen den Grundsatz der

Eine Vergabestelle hat den Ein-
bau einer elektronischen

Schließanlage öffentlich nach der
VOB/A ausgeschrieben. Alleini-
ges Zuschlagskriterium war der
Preis. In den Vorbemerkungen
zum Leistungsverzeichnis (LV)
war unter anderem festgelegt: „So-
fern der Bieter seinem Angebot
andere Fabrikate oder Systeme
zugrunde legt, als im LV näher be-
schrieben, sind diese namentlich
auf getrennten Unterlagen bei
Einhaltung der Aufgliederung zu
benennen. […] Wenn keine Anga-
ben gemacht werden, ist das aus-
geschriebene Fabrikat bindend.“
Leitfabrikate mit dem Zusatz
„oder gleichwertig“ waren im LV
allerdings nicht aufgeführt. Für
die elektronische Schließanlage
waren zudem die Abmessungen
des Transponders mit 35 mm x 11
mm (LV-Position 01.04) und des
Programmiergeräts mit 75 mm x
130 mm x 27 mm (LV-Position
01.10) vorgegeben. Abweichun-
gen von den Abmessungen waren
nicht zugelassen. Ein Unterneh-
mer rügte erfolglos die fehlende
Produktneutralität im LV und be-
antragte die Nachprüfung. Mit Er-
folg.

Gebot der produktneutralen
Ausschreibung einhalten

Die auch für Unterschwellen-
vergaben zuständige Vergabe-
kammer Sachsen-Anhalt (Be-
schluss vom 19. März 2020 – 3
VK LSA 4/20) stellte fest, dass
das Leistungsbestimmungsrecht
des öffentlichen Auftraggebers
durch den Grundsatz der pro-
duktneutralen Ausschreibung
eingeschränkt ist. Soweit es nicht
durch den Auftragsgegenstand ge-
rechtfertigt ist, darf der öffentli-
che Auftraggeber gemäß § 7 Abs.
2 Nr. 1 VOB/A in technischen
Spezifikationen nicht auf eine be-
stimmte Produktion oder Her-
kunft oder ein besonderes Ver-
fahren, das die von einem be-
stimmten Unternehmen bereitge-
stellten Produkte charakterisiert,
oder auf Marken, Patente, Typen
oder einen bestimmten Ursprung
oder eine bestimmte Produktion
verweisen.

Die vergaberechtlichen Gren-
zen der Bestimmungsfreiheit des
öffentlichen Auftraggebers sind
eingehalten, wenn die Bestim-
mung durch den Auftragsgegen-
stand sachlich gerechtfertigt ist,
vom Auftraggeber dafür nachvoll-
ziehbare objektive und auftrags-
bezogene Gründe angegeben und
die Bestimmung folglich willkür-
frei getroffen worden sind, solche
Gründe tatsächlich vorhanden
sind und die Bestimmung andere
Wirtschaftsteilnehmer nicht dis-
kriminiert. Gegen das Gebot der

Vergabekammer Sachsen-Anhalt zur verdeckten Herstellerausschreibung

Produktdaten abschreiben gefährdet Vergabe

Diese Tür lässt sich mit einem implantierten Chip öffnen. Um die Vergabe einer elektronischen Schließanlage gab es Streit. FOTO: DPA/OLE SPATA


